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distanzieren . B ischof Hub er hat die s getan, indem
er in seiner Laudatio aus einem Brief zitiert hat, den
er Anfang 2 0 04 − nur wenige Monate nach seiner
Wahl zum EKD-Ratsvorsitzenden im Novemb er
2 0 0 3 − an Altbundeskanzler Helmut Schmidt zu
dessen 8 5 . Geburtstag ge schrieb en hatte . Ich zitie-
re die entsprechende Passsage aus Hub ers Laudatio
auf Eppler vom 3 1 . Janu ar:

»D ass Erhard Eppler in den frühen achtziger Jah-
ren die Kritik am D oppelbe schluss der Nato an-
führte , ist eb enso wenig zu leugnen wie die Tatsa-
che , dass dieser D oppelbe schluss im Rückblick für
die Vorb ereitung der europ äischen Wende sein
Gutes hatte . Ich selb st habe das aus Anlass de s 8 5 .
Geburtstags von Helmut Schmidt in einem Brief an
ihn − leicht fiel mir das nicht − folgendermaßen for-
muliert : Als Sie Ende der siebziger Jahre den Nato-
D oppelb eschlu ss anregten, gehörte ich selb er zu
denen, die meinten, der Sicherheit der Bundesre-
publik und Europ as und dem Weltfrieden sei b es-
ser durch einen Verzicht auf die Nachrüstung mit
Mittelstreckenraketen gedient. Im Rückblick kann
man nicht verkennen, welchen B eitrag der Nato-
D oppelb eschluss zur Entwicklung der achtziger

Jahre geleistet hat, an deren Ende die Teilung
D eutschlands und Europ as üb erwunden werden
konnte . Im Rückblick urteilen wir üb er die Ge-
schichte anders , als wir sie im Vorblick antizipie-
ren . D arüb er, wie die Entwicklung ohne den Nato-
D oppelb eschluss verlaufen wäre , wissen wir
nichts . D ass er daran mitgewirkt hat, in Europ a ei-
nen Frieden in Freiheit zu sichern, wussten nicht
einmal die , die sich so vehement für ihn einsetzten .
Die einen wie die anderen hab en zu Selb stgerech-
tigkeit keinen Grund . D ass e s anders kam, als wir
damals dachten, gehört zu den größten Glücksmo-
menten unseres Lebens . «

Ich hoffe sehr, dass die se Einschätzung de s Rats-
vorsitzenden der EKD nicht das letzte Wort in die-
ser S ache ist, und dass Bischof Huber aus unserer
Kirche kräftigen Widerspruch erfährt − auch mit
Hinblick auf die neue Friedensdenkschrift der
EKD , die derzeit erarb eitet wird .

Preiswürdig oder selbstverständlich?

Und nun komme ich zum Anlass der heutigen
Veranstaltung :

E s ist mir eine große Freude , heute hier die Lau-
datio auf M aj or Florian Pfaff, den diesj ährigen Trä-
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Andreas Zumach

»Eigentlich sollte diese Veranstaltung
überflüssig sein! «
Laudatio auf Maj or Florian Pfaff

ehr geehrter Preisträger Florian Pfaff, sehr
geehrte Anwesende , liebe Schwe stern und

Brüder.
Ich freue mich sehr, heute hier so viele Men-

schen zu sehen, die ich zum Teil b ereits seit fast 3 0
Jahren kenne aus der Friedensarb eit innerhalb und
außerhalb der Evangelischen Kirche . Einige sind
dab ei, die auch am 1 0 . Oktob er 1 9 8 1 b ei der großen
Friedenskundgebung auf der B onner Hofgarten-
wiese waren, wo wir gemeinsam gegen »Geist, Lo-
gik und Politik« der atomaren Ab schreckung de-
monstriert hab en . Und ich freue mich ganz b eson-
ders , dass der wichtigste Redner j ener B onner
Kundgebung − wichtig sowohl mit Blick auf die in-
nerkirchliche Friedensdeb atte wie mit Blick auf
die damalige Diskussion im politischen Raum −
heute anwesend ist : Erhard Eppler, der Schirmherr
de s »Amo s«-Preise s . Erhard Eppler hat innerhalb
der damals regierenden SPD zunächst au s einer
Minderheitenpo sition heraus den Widerspruch
zum Nato-D oppelbe schluss und zur Nachrü stung
mit Atomraketen fomuliert und angeführt, und er
war in dieser Frage der wichtigste Kontrahent zu
Bundeskanzler Helmut Schmidt. Erhard Eppler hat
sehr wichtige Spuren gelegt für das Engagement
von Christinnen und Christen für Frieden, Gerech-
tigkeit und die B ewahrung der Schöpfung. Ich erin-
nere unter anderem an sein Buch »Wege aus der Ge-
fahr« und seine Unterscheidung zwischen qualita-
tivem und qu antitativem Wachstum − die im Rück-
blick geradezu revolutionär erscheint .

Bischöfliche Peinlichkeiten

Weil Sie heute alle hier sind , mö chte ich gerne et-
was in eigener S ache sagen − oder b esser: in unse-
rer eigenen S ache , wenn Sie mir diese Vereinnah-
mung gestatten − , bevor ich zum eigentlichen An-
lass die se s Tage s und zum Preisträger komme .

Erhard Eppler ist vor einigen Monaten 8 0 Jahre
alt geworden, wozu ich ihm von hier aus herzlich
gratuliere . B ei einer öffentlichen Veranstaltung zu
Epplers 8 0 . Geburtstag am 3 1 . Januar in B erlin hat
der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
D eutschland , der B erliner BischofWolfgang Huber
die Laudatio gehalten . Hub er hat es für richtig und
notwendig gehalten, sich au sgerechnet b ei die ser
Geburtstagsfeier für Erhard Eppler öffentlich von
seiner früheren Kritik am Nato-D oppelb echluss
und der atomaren Nachrüstung der 8 0er Jahre zu
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ger des Amo s-Preises halten zu dürfen . Und ich b e-
danke mich b ei den Trägerinnen und Trägern die-
se s Preises für die ehrenvolle Aufgab e , diese Lauda-
tio zu halten .

Ab er eigentlich sollte die se Veranstaltung üb er-
flüssig sein . D enn was hat der Preisträger üb er-
haupt preiswürdiges getan?

Maj or Pfaff, seit üb er 3 0 Jahren »Staatsbürger in
Uniform« in einer p arlamentarischen D emokratie ,
hat eine Gewissensentscheidung getroffen, eine
» an den Kategorien von

>
Gut

<
und

>
B ö se

<
orientierte

Gewissensentscheidung« , wie es im Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichst vom 2 1 . Juni 2 0 0 5 heißt.
M aj or Pfaff hat sich an das durch die Uno-Charta de-
finierte Völkerrecht gehalten, an die deutsche Ver-
fassung und an das Soldatengesetz; Maj or Pfaff hat
die au sdrückliche , aber skandalö s rechtswidrige
Aufforderung seiner militärischen Vorge setzten,
sich an dem völkerrechtlichen Verbrechen de s
Irak-Krieges von 2 0 0 3 zu b eteiligen, nicht b efolgt.

Eigentlich ist das Verhalten von Florian Pfaff ei-
ne Selb stverständlichkeit. Eine Selb stverständlich-
keit, die die Regel sein sollte unter den 2 4 0 . 0 0 0
deutschen Staatsbürgern in Uniform . Eine Selb st-
verständlichkeit, die eigentlich keiner b esonderen
Erwähnung b edürfte , ge schweige denn eine s Prei-
se s .

D o ch leider ist das Verhalten von Pfaff eine Aus-
nahme , eine allzu seltene Ausnahme in der heuti-
gen Bundeswehr. Als Soldat nicht gegen das Völker-
recht, die deutsche Verfassung und das Soldatenge-
setz zu verstoßen, erfordert heutzutage b e sonde-
ren Mut und B eharrlichkeit. Ich bin daher sehr froh
darüb er, dass die Offene Kirche Württemb erg Ma-
j or Pfaff für seine Zivilcourage heute mit dem
Amo s-Preis auszeichnet, und dass er im D ezemb er
letzten Jahres bereits die C arl-von-O ssietzky-Me-
daille der Internationalen Liga der Menschenrech-
te erhalten hat. Die se b eiden Auszeichungen sind
hoffentlich ein kleiner Ausgleich für die Schikanen
und die Diskriminierung, denen der Preisträger
weiterhin ausge setzt ist − trotz und üb er andert-
halb Jahre nach dem Urteil, mit dem ihm das Bun-
desverwaltungsgericht in sämtlichen Streitpunk-
ten mit seinen militärischen Vorgesetzen vollum-
fänglich Recht gegeb en hat. Dieses Urteil ist üb er
den konkreten Streitfall Pfaff hinaus von epo chaler
B edeutung. D enn :

D as Urteil b eschränkt die Zulässigkeit für den
Auslandseinsatz der Bundeswehr und für militäri-
sche Gewaltanwendung strikt und eindeutig auf
die b eiden in der Uno-Charta vorge sehenen Fälle :
Erstens die individuelle o der kollektive Selb stver-
teidigung nach Artikel 5 1 der Charta. Und zweitens
die vom Uno-Sicherheitsrat ausdrücklich manda-
tierte Anwendung militärischer Mittel bei einem
»Bruch o der b ei der B edrohung de s Friedens und
der internationalen Sicherheit« gemäss Kapitel 7
der Charta. Wörtlich heisst e s in dem Urteil : »Ein
Staat, der sich − aus welchen Gründen auch immer

− ohne einen solchen Rechtfertigungsgrund üb er
das völkerrechtliche Gewaltverb ot der UN-Charta
hinwegsetzt und zur militärischen Gewalt greift,
handelt völkerrechtswidrig . Er b egeht eine militä-
rische Aggre ssion . « D amit ist der anglo-amerikani-
sche Irakkrieg von 2 0 0 3 eindeutig als völkerrecht-
widriger Angriffskrieg klassifiziert.

Mit Blick auf die umfangreichen Unterstüt-
zungsleistungen der Bundesrepublik D eutschland
für die sen völkerrechtswidrigen Irak-Krieg − unter
anderem anderem in Form von Üb erflug- und Nut-
zungsrechten o der der B ewachung amerikani-
scher Kasernen − heißt e s in dem Urteil unmissver-
ständlich : »Eine B eihilfe zu einem völkerrechtli-
che s D elikt ist selb st ein völkerrechtliche s D elikt. «
Die rot-grüne Bundesregierung hatte seinerzeit
trotz all ihrer verb alen Kritik an dem Irak-Krieg
sämtliche Wünsche der Bush-Administration zur
B eihilfe für die sen Krieg erfüllt. Rot-grüne Politi-
ker − darunter gestandene Juristen wie der SPD-In-
nenpolitiker Dieter Wiefelspütz − rechtfertigten
die se B eihilfe zum Krieg damals mit der B ehaup-
tung, bilaterale Abkommmen mit den USA sowie
das Nato-Truppenstatut ließen eine Verweigerung
die ser B ehilfe zum Irak-Krieg rechtlich nicht zu .
Diese Zwecklüge wiesen die Bunde sverwaltungs-
richter eindeutig zurück mit dem klaren Hinweis ,
dass die B eachtung des Völkerrechts und der deut-
schen Verfassung im Zweifelsfall immer Vorrang
hab e vor der Erfüllung bilateraler o der multilatera-
ler Abkommen mit anderen Staaten .

Mit dem hö chstrichterlichen Urteil wurde der
Ermessensspielraum für Soldaten erheblich erwei-
tert. Wenn ein Soldat auch nur Zweifel an der Recht-
mäßigkeit einer militärischen Intervention hat,
und wenn er in einem solchen Fall glaubwürdig ei-
nen Gewissenskonflikt darlegen kann, muss er B e-
fehlen nicht gehorchen, durch deren Ausführung
er diese militärische Intervention unterstützen
würde .

Pflichtstoff für die Grundausbildung

Dieses epo chale Urteil eine s höchsten Gerich-
te s der Bundesrepublik D eutschland gehörte ei-
gentlich als Pflichtstoff in die die Grundausbildung
eine s j eden deutschen Soldaten . Stattdessen wird
der Leipziger Richterspruch bis heute von der mili-
tärischen Führung und vom Verteidigungsministe-
rium gegenüb er den Soldaten unterschlagen . »In
der gesamten Bundeswehr herrscht hinsichtlich
der C au sa Pfaff ein geradezu ohrenbetäubende s
Schweigen« , b erichtete Jürgen Ro se , selb er Ob erst-
leutnant der Bundeswehr, in seiner Laudatio auf
M aj or Pfaff b ei der Verleihung der Carl-von-O ssietz-
ky-Medaille im letzten D ezemb er. Totschweigen,
Aussitzen und den Soldaten Pfaff selb st mundtot
machen laute die D evise in der Bundeswehr. Nach
dem Urteil de s Bundesverwaltungsgerichts stünde
M aj or Pfaff eigentlich eine Kompensation zu für
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die rechtswidrigen disziplinarischen Massnah-
men, die seine Vorgesetzten nach seiner Dienstver-
weigerung während des Irakkrieges im Jahr 2 0 0 3
gegen ihn ergriffen hatten . D o ch stattdessen wird
Maj or Pfaff die von ihm b eantragte so genannte
»laufb ahnrechtliche Schadlo sstellung« mit der ab-
surden B egründung verweigert, er selb st hätte j a
den Anlass gegeb en für die Ermittlungs- und Ge-
richtsverfahren . Tatsächlich liegt der Ursprung für
die juristischen Auseinandersetzungen zunächst
vor dem Truppendienstgericht Nord in Münster
und dann vor dem Bunde sverwaltungsgericht in
den kriminellen Unterstützungshandlungen der
damaligen rot-grünen Regierung und der Bunde s-
wehrführung für den völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg gegen Irak.

Skandalö s sind auch die B egründungen, mit de-
nen das Personalamt der Bundeswehr Maj or Pfaff
die ihm längst zustehende B eförderung verwei-
gert. E s b estünden »b egründete Zweifel an Pfaffs
uneinge schränkter persönlichen Eignung und B e-
fähigung« , einem höheren Dienstgrad gerecht zu
werden . Und zweitens sei Maj or Pfaff au s den vom
Bundesverwaltungsgericht anerkannten Gewis-
sensgründen, mit denen er eine Unterstützung des
völkerrechtswidrigen Irak-Krieg verweigert hatte ,
nur »eingeschränkt verwendungsfähig« . Im Klar-
text heißt das : Wer als Soldat seinem Gewissen folgt
und sich an Völkerecht, Verfassung und das Solda-
tengesetz hält, ist in der Bunde swehr fehl am Platz .
Gefragt ist Kadavergehorsam .

Die se s Verhalten der militärischen Führung, die
vom Verteidigungsminiserium abgesegnet wurde
und politisch zu verantworten ist, spricht allen öf-
fentlichen Äußerungen Hohn, mit denen etwa der
Generalinspekteur der Bundeswehr, Wolfgang
Schneiderhan, das Prinzip der »Inneren Führung«
b etont und behauptet, er wünsche sich den mündi-
gen »Staatsbürger in Uniform« .

Fortgesetzter Völkerrechtsbruch

M aj or Pfaff hingegen hat die se Prinzipien ernst
genommen und hat mit seiner Zivilcourage auch
zur Stärkung unserer D emokratie b eigetragen . D a-
für sollte Pfaff − anstatt weiterhin Opfer von Schi-
kanen und Diskriminiserung zu sein − üb er den
Amo s-Preis und die O ssietzky-Medaille hinau s vom
Bundespräsidenten mit dem Bundesverdienst-
kreuz au sgezeichnet werden . D o ch das ist leider
sehr unwahrscheinlich . D enn wo es um die B eteili-
gung an Kriegen und um Auslandseinsätze deut-
scher Soldaten geht, haben deutsche Regierungen
und Politiker − p arteiüb ergreifend von CDU/C SU
bis zu den Grünen − in den letzten acht Jahren na-
tionales und internationales Recht und Gesetz im-
mer häufiger interpretatorsich gedehnt, gebeugt
und gebro chen . Und die dritte Gewalt − insb eson-
dere die nationale , ab er auch die internationale Ju s-
tiz − haben daran mitgewirkt. Mit Ausnahme des

Bundesverwaltungsgerichts im Fall Pfaff haben al-
le nationalen und internationalen Gerichte sowie
ihre Staatsanwälte und Ankläger, die seit Mitte der
9 0 er Jahren mit ähnlichen Fragen b efasst waren,
die D ehnung, B eugung und den Bruch deutschen
und internationalen Rechts zum Teil erleichtert,
für rechtens erklärt, nicht korrigiert und nicht ge-
ahndet.

Die Erleichterung durch die Justiz begann mit
dem Urteil de s Bundesverfassungsrechts vom Juli
1 9 94 , mit dem der Spielraum für den Einsatz deut-
scher Streitkräfte im Au sland erheblich erweitert
wurde . Auch durch die problematischen Interpre-
tationsspielräume , die das Bunde sverfassungsge-
richt damals gelassen hatte zu den Fragen, was »Ver-
teidigung« und was ein legitimer »militärischer Ein-
satz« ist und ob die Nato ein kollektives Sicherheits-
system ist wie die Uno . D o ch diese Interpretations-
spielräume sind durch das Urteil de s Bunde sver-
waltungsgerichtes in S achen Pfaff endlich eindeu-
tig b e seitigt worden . Die Bundesverwaltungsrich-
ter definierten einen Verteidigungsb egriff für die
Bundeswehr, der alles erlaubt, was die UN-Charta
umfasst, ab er eb en nicht darüb er hinau s geht.
Wörtlich heißt es in dem Urteil : »Artikel 5 1 der Uno-
Charta gewährleistet und begrenzt zugleich für j e-
den Staat das Recht zur individuellen und kollekti-
ven Selb stverteidigung gegen einen bewaffneten
Angriff. « »D er Einsatz der Bunde swehr

>
zur Vertei-

digung
<

ist stets nur erlaubt als Abwehr gegen einen
b ewaffneten Angriff (armed attack, nach Artikel 5 1
der UNO-Charta) , j edo ch nicht zur Verfolgung,
Durchsetzung und Sicherung ökonomischer und
politischer Interessen . «

D er erste konkrete Sündenfall eines Völker-
rechtsbruchs war dann die B eteiligung deutscher
Streitkräfte am völkerechtswidrigen Luftkrieg der
Nato gegen Serbien/Montenegro im Frühj ahr 1 9 9 9
ohne M andat des Uno-Sicherheitsrate s . B is heute
wird dieser Völkerrechtsbruch von Politikern der
damaligen rot-grünen Regierungsp arteien wie der
damaligen Oppo stionsp arteien CDU/CSU und FDP
mit der B ehauptung einer völkerrechtlichen Notla-
ge gerechtfertigt. Angeblich hab e es damals wegen
einer russischen und chine sischen Veto drohung
im Uno-Sicherheitsrat keine Möglichkeit gegeb en
für eine Uno-Re solution mit einem Mandat für ver-
stärkten S anktionsdruck sowie möglicherweise
auch militärische Zwangsmaßnahmen gegen das
Milo sevic-Regime , um dessen schwere Menschen-
rechtsverletzungen gegen die Ko sovo-Alb aner zu
stoppen .

Die se B ehauptung einer völkerrechtlichen Not-
lage wegen einer angeblichen russischen und chi-
nesischen Veto drohung im Uno-Sicherheitsrat ist
nachweislich und nachprüfb ar falsch . Auch wäre
eine D eeskalation der Sp annungen und Gewaltta-
ten im Ko sovo möglich gewesen, wenn die damals
vereinb arte Stationierung von 2 . 0 0 0 B eob achtern
der Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
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beit (O SZE) im Ko sovo schnell und in vollem Um-
fang erfolgt und nicht durch vor allem die USA hin-
tertreib en worden wäre . Zudem wurden die in der
Tat schweren Menschenrechtsverstöße serbischer
Soldaten, Polizisten und Paramilitärs gegen die Ko-
sovo-Alb aner seinerzeit von Mitgliedern der dama-
ligen Bundesregierung prop agandistisch maßlo s
übertrieb en und in einen Vergleichszusammen-
hang mit Auschwitz gebracht. Und schließlich wur-
den b ei dem vom We sten und von Russland vermit-
telten Verhandlungen zwischen Serben und Alb a-
nern im franzö sischen Rambouillet im Febru ar
1 9 9 9 eb en nicht »alle diplomatischen Möglichkei-
ten au sge schöpft« , wie der damalige Bundesaußen-
minister Jo seph Fischer stets − wider eigenes Wis-
sen − b ehauptet hat.

Und weil das alles so war, konnte und kann ich
bis heute in die sem Punkt auch Erhard Eppler nicht
zu stimmen, der damals auf dem Sonderp arteitag
der SPD am 1 2 . April 1 9 9 9 in B onn erklärte , das
Handeln der rot-grünen Mehrheit − also ihre B etei-
ligung am Luftkrieg der Nato − sei zwar tragisch ge-
wesen, ab er e s habe dazu b eitragen können, dass
wir ein bisschen weniger schuldig geworden wä-
ren, als wenn wir nichts getan hätten .

D er zweite Fall eine s völkerrechtswidrigen Ein-
satzes deutscher Soldaten ist die − ohne Uno-Man-
dat − erfolgte Entsendung deutscher Marineeinhei-
ten an das Horn von Afrika im Rahmen der von den
USA geführten Mission »Enduring Freedom« . Laut
offiziellem Auftrag dient diese Mission der B e-
kämpfung de s Terrorismus . Die deutschen Marine-
soldaten sollen Schiffe durchsuchen auf Waffen,
Drogen und mutmaßliche Terroristen . Tatsächlich
leisteten und leisten die deutschen M arineschiffe
weiterhin aktiven B egleitschutz für die US-ameri-
kanischen und britischen Kriegsschiffe , die im
Irak-Krieg vom Frühj ahr 2 0 0 3 einge setzt wurden
und heute immer no ch einge setzt werden zum An-
und Abtransport von Soldaten und Waffen für die
anhaltende illegale B e satzung Iraks . Die se bis heu-
te anhaltende völkerrechtswidrige B eihilfe für den
Krieg und die B e satzung im Irak wird trotz der un-
missverständlichen Entscheidung des Bunde sver-
waltungsgerichts im Fall Pfaff von deutschen Politi-
kern − wie zum B eispiel dem verteidigungspoliti-
schen Sprecher der SPD-Bunde stagsfraktion, Rai-
ner Arnold − weiterhin mit angeblich b estehenden
bilateralen Bündnisverpflichtungen gegenüb er
den Nato-Partnern USA und Gro ssbritannien b e-
gründet.

D er dritte völkerrechtswidrige Einsatz deut-
scher Soldaten war der Kriegseinsatz des »Kom-
mando s Spezialkräfte« (KSK) der Bunde swehr in
Afghanistan eb enfalls im Rahmen der US-geführ-
ten Mission »Enduring Freedom« . Ich sage »war« ,
obwohl wir auf Grund der Geheimniskrämerei der
Bunde sregierung über diesen Einsatz und wegen
ihrer völlig unzureichenden und widersprüchli-
chen Informationspolitik selb st gegenüber dem

Parlament nicht sicher sein können, ob dieser
Kriegseinsatz der KSK nicht do ch no ch andauert.

Und damit komme ich ab schließend zu dem völ-
kerrechtswidrigen Einsatz deutscher Soldaten, der
unmittelb ar b evorsteht : Am D onnerstag dieser Wo-
che wird der D eutsche Bunde stag mit der Mehrheit
zuminde st der b eiden Regierungsfraktionen
CDU/C SU und SPD die vom Bunde skabinett b e-
reits be schlo ssene Entsendung von Tornado-Flug-
zeugen nach Afghanistan ab segnen . Auch wenn
die se Tornado s − zunächst zumindest − nicht sel-
b er schießen, sondern nur Aufklärungserkenntnis-
se und Zieldaten an die Kampfflugzeuge anderer
Nato-Verb ände weiterleiten sollen : Klar ist, die
Bunde srepublik D eutschland und ihre Streitkräfte
werden mit diesem Tornado-Einsatz aktive B eihilfe
leisten für einen völkerrechtswidrigen Krieg . D er-
artige B eihilfe ist eb enfalls völkerechtswidrig, wie
das Bundesverswaltungsgericht im Pfaff-Urteil ein-
deutig fe stge stellt hat. Und einmal ganz abge sehen
von der Völkerrechtswidrigkeit die se s Krieges : D er
Einsatz der deutschen Tornado s o der selb st eine
Entsendung deutscher B o den-Kampftruppen in
den Süden Afghanistans − die zumindest einige Na-
to-Partner demnächst wieder verstärkt von B erlin
fordern dürften − werden nicht verhindern kön-
nen, dass die Nato die sen Krieg in Afghanistan ver-
liert. Stattdessen wird der Kriegseinsatz der deut-
schen Tornado s den − richtigen und wichtigen −
Einsatz der Bundeswehr b ei der Sicherung von
Wiederaufb au-und Stabilisierungsmaßnahmen im
Norden Afghanistans gefährden und möglicher-
weise eines Tage s ganz unmöglich machen . D o ch
trotz des eindeutigen Urteils de s Bunde sverwal-
tungsgerichts im Fall Pfaff sind die Bundesregie-
rung, die Führung der Bundeswehr und eine Mehr-
heit der Bunde stagsabgeordneten zum erneuten
B ruch de s Völkerrechts und des Grundgesetze s
entschlo ssen . D aher ruhen alle verbleib enden
Hoffnungen auf den Soldaten, die im Zusammen-
hang mit dem geplanten Tornado-Einsatz nach Af-
ghanistan geschickt werden sollen, sowie auf j enen
Soldaten, die hier in D eutschland an der Vorb erei-
tung und Durchführung die ses Einsatze s b eteiligt
sind − und sei es auch an einer vermeintlich no ch so
unwichtigen Stelle :

»Ein einzelner Soldat kann einen Angriffskrieg
nicht verhindern« , hat Maj or Pfaff in seiner D ankes-
rede für die Carl-von-O ssietzky-Medaille gesagt.
Ganz kann ich die sem S atz nicht zustimmen .

D enn es sind immer konkrete einzelne Men-
schen, die Angriffskriege politisch b eschließen . E s
sind immer konkrete einzelne Menschen, die die
militärischen Angriffsb efehle geb en . Und es sind
immer konkrete einzelne Menschen, die den An-
griffskrieg dann operativ au sführen .

Auf j eder dieser drei Eb enen ist j ede einzelne
Verweigerung wichtig. Und mehrere Einzelne kön-
nen einen Angriffskrieg durchau s verhindern o der
stoppen . D aher rufe ich von dieser Stelle alle Solda-

27

G
e

wi
ss

e
ns

fr
ei

h
ei

t



ten, die b ei dem geplanten Tornado-Einsatz der
Bundeswehr zum Einsatz kommen sollen − sei es
vor Ort in Afghanistan o der durch Unterstützungs-
leistungen hier in D eutschland und anderen Län-
dern − auf: Nehmen Sie sich ein B eispiel an Ihrem
Kameraden Maj or Pfaff! Verweigern Sie diesen völ-
kerrechts- und grundgesetzwidrigen Kriegseinsatz
und j egliche B eteiligung daran ! B erufen Sie sich ge-
genüb er Ihren Vorge setzten ausdrücklich auf das
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts im Fall
Pfaff! Und ganz wichtig: Machen Sie − anders als die
Tornado-Piloten, die 1 9 9 9 klammheimlich eine
Teilnahme am völkerechtswidrigen Luftkrieg ge-
gen Serbien verweigerten und die darauf gegen sie

verhängten S anktionen widerspruchlo s in Kauf
nahmen − Ihre Weigerung öffentlich ! D enn dann
können wir Ihnen unsere Solidarität und tatkräfti-
ge Unterstützung zukommen lassen .

A ndreas Zumach ist diplo ma tischer Korrespo n-
den t der taz und anderer Medien bei der UNO in
Genfso wie Mitglied in der DFG- VK. Der h ier veröf-

fen tlich te Beitrag ist das Man uskript der La uda tio
a uf Major Floria n Pfaff anlässlich dessen A us-
zeich n ung m it dem »A m os«-Preis der Offenen Kir-
che Württem berg am 4. März 200 7 in der Stuttgar-
ter Erlöserkirche.

Die Verfassungsb e schwerde wird nicht zur Ent-
scheidung angenommen .

BVerfG, B eschlu ss vom 2 8 . 04 . 2 0 07,
Aktenzeichen : − 2 BvR 7 1 /07

I . D er B e schwerdeführer, ein Ob erstleutnant der
Bundeswehr, wendet sich mit seiner Verfassungs-
b eschwerde gegen die Verletzung seines Grund-
rechts der Meinungsfreiheit aus Art. 5 Ab s . 1 GG .

1 . a) D er B e schwerdeführer veröffentlichte in
der Zeitschrift O ssietzky unter dem Titel »Geist
und Ungeist der Generalität« einen B eitrag, in dem
er sich kritisch mit dem Verhalten der deutschen
Generalität auch im Zusammenhang mit dem Irak-
Krieg auseinandersetzte . In dem B eitrag heißt es
unter anderem, »dass die Generalität auf Grund in-
tellektueller Insuffienz nicht hätte erkennen, was
da vor sich ging, wird man mit Fug und Recht au s-
schließen dürfen . (. . . ) D a Dummheit ergo au szu-
schließen ist, bleibt nur no ch die zweite Alternative
zur Erklärung − und die lautet: Opportunismus,
Feigheit, Skrupello sigkeit. (. . . ) Hätte die deutsche
Generalität auch nur einen Funken Ehrgefühl so-
wie Rechts- und Moralb ewusstsein im Leib e , so hät-
te der Generalinspekteur im Verein mit seinen Teil-
streitkraftinspekteuren sich geweigert, den völker-
rechts- und verfassungswidrigen Ordres der rot-
grünen Bunde sregierung Folge zu leisten . «

b) Wegen des B eitrags wurde gegen den B e-
schwerdeführer vom Wehrb ereichskommando IV
in München eine Disziplinarbuße von 75 0 Euro
verhängt. Zur B egründung wurde ausgeführt, dass
die Äußerungen des B eschwerdeführers geeignet
seien, die von ihm angesprochenen Adre ssaten als
Vorgesetzte in ehrverletzender Weise herabzuwür-
digen . Die hiergegen eingelegte B e schwerde b eim
Streitkräfteunterstützungskommando wurde mit
B escheid vom 1 8 . August 2 0 0 6 zurückgewiesen .

c) D as Truppendienstgericht Süd hat die hierauf
eingelegte weitere B e schwerde am 1 2 . D ezember
2 0 0 6 zurückgewie sen . Die Äußerungen des B e-
schwerdeführers seien nicht vom Grundrecht der
Meinungsfreiheit gemäß Art. 5 Ab s . 1 GG gedeckt;
denn die Meinungsfreiheit müsse stets zurücktre-
ten, wenn eine Äußerung die Menschenwürde ei-
nes anderen antaste . Die sei hier der Fall, da die Au s-
sage , die Generalität hab e üb erhaupt kein Ehrge-
fühl, dazu führe , dass den b etroffenen Personen
j egliche Würde abgespro chen und ihre Subj ekt-
qualität in Frage gestellt werde . Auch eine andere
D eutung der Aussagen de s B eschwerdeführers sei
nicht möglich . D arüber hinaus handele e s sich bei
den Au ssagen des B e schwerdeführers auch um
Schmähkritik, j edenfalls gegenüber dem General-
inspekteur und den Teilstreitkraftinspekteuren .
Die Äußerungen des B eschwerdeführers zur völ-
ker- und verfassungsrechtlichen Lage träten in den

Bundesverfassungsgericht

Soldaten sind Staatsbürger
»zweiter Klasse«
Nichtannahmebeschluss
der Verfassungsbeschwerde eine Bundeswehroffiziers
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